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Beklagte und Revisionsbeklagte;

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 21° September 1966 hin
durch

ASenatspräsiöent Dr° H a u e i s e n

—Vorsitzender—

Bundesrichterin Dr. S c h w a r z ‚ ' und

Bundesrichter Dr° B u s s ’

Bundessozialrichter Dr. F r i t z e m e y e r und

wBundessozialrichter V i e h ' e g e r

für Recht erkannt:
\

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 28. Septemher 1965 wird zu—
rückgewiesen.
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Die nicht mehr versicherungspflichtige Klägerin hat von

1935 bis 1937 zur Angestelltenversicherung 15 Pflichtbei—

träge entrichtet° Sie möchte die Versicherung freiwillig

fortsetzen und hält sich dazu für befugt, weil bei ihr

die Jahre 1938 bis 1949 als verfolgungsbedingte Ersatz—

zeiten im Sinne des 5 28 Abs. 1 Nr° 4 des Angestellten—

versicherungsgesetzes (AVG) anerkannt sind„

Die Beklagte lehnte die im Juli 1962 beantragte Zulassung

zur Weiterversicherung ab° Widerspruch, Klage und Beru—

fung blieben ohne Erfolg° Das Landessozialgericht (LSG)

hielt die Voraussetzungen zur Weiterversicherung weder

nach @ 10 AVG noch nach Art° 2 5 5 des Angestelltenver—

sicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) für erfüllt°

Mit der zugelassenen Revision rügte die Klägerin eine

Verletzung des materiellen Rechts, insbesondere des @ 10

AVG. }

Sie beantragte,

die Vorentscheidungen aufzuheben und festzustellen,

daß sie sich in der Angestelltenversicherung weiter—

versichern dürfeo

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

Mit Urteil vom 28° Juni 1966 hat der Senat in einem

Parallelfall (11 RA 106/65) entschieden, daß auf die
Mindestbeitregszeit von 60 Monaten, die nach 5 10 Abr„ 1

AVG Voraussetzung für die Weiterversicherung ist, verfol—
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gungsbedingte Ersatz2eiten ebensowenig wie die anderen

Ersatzzeiten angerechnet werden können, Mit Schrift—

satz vom 23° August 1966 hat die Klägerin gegen diese

Entscheidung Einwände erhoben und ihre Revision auf—

rechterhalten.

II

Die Revision ist zulässig (gg; 162 Abs., 1 Nr. 1, 164
des Sozialgerichtsgesetzes -SGG—)‚ aber unbegründet.

\ 1‚ ‚ , 3 „
Die Klägerin darf sich nicht nach @ 10 Abs„ 1 AVG weiter—

versichern, weil sie nicht ”während mindestens 60 Kalen-

dermonaten Beiträge für eine rentenversicherungspflichti—

ge Beschäftigung oder Tätigkeit entrichtet hat"; das Recht

zur Weiterversicherung steht ihr auch nicht nach Art, 2
€ 5 Abs° 1 AnVNG zu, weil sie bis zum Inkrafttreten des

AnVNG von den in @ 21 AVG aF eingeräumten Eefugnissen zur
freiwilligen Versicherung keinen Gebrauch gemacht hat.

Die Einwände der Klägerin gegen das Urteil vom 28, Juni

1966 geben dem Senat keinen Anlaß, die dort vertretene

Rechtsansicht aufzugeben° Der Klägerin ist zwar zuzuge—

ben, daß der Gesetzgeber — wie in BSG 13, 67, 70 darge—

legt — die Verfolgten in der Rentenversicherung grund—

sätzlich so stellen will, als ob sie während der Verfol—

gungszeit versicherungspflichtig beschäftigt geblieben

wären; jedoch ist es Sache des Gesetzgebers zu entschei—

den, inwieweit dieser Grundsatz im einzelnen verwirklicht

werden soll, Gerade bei € 10 AVG ist aber anzunehmen, daß

der Gesetzgeber hier die Verfolgungszeiten nicht den

Pflichtbeitragszeiten hat gleichstellen wollen.

Bei % 10 AVG bestand für den Gesetzgeber (anders als bei

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


$ 25 Abs„ 3 Satz 1 AVG)mehrfacherkennbarerAnlaßzur
Prüfung einer solchen Gleichstellung. Sowohl bei der Ent—

stehung der Vorschrift (vgl° BSG 14, 135) als auch bei

ihrer Änderung durch das Rentenversicherungsänderungsge—

setz vom 9. Juni 1965 war zu entscheiden, welche Bedeu—

tung den Ersatzzeiten für die Befugnis zur Weiterversiche—

runq zukommen sollteo Der Gesetzgeber entschied sich je—

weils gegen eine Anrechnung von Ersatzzeiten auf die für

die Weiterversicherung erforderliche Mindestbeitragszeit.

Dabei konnte er die verfolgungsbedingten Ersatzzeiten

(@ 28 Abs„ 1 Nr„ 4 AVG) nicht übersehen haben„ ‚ätte er
sie im Gegensatz zu den übrigen Ersatzzeiten in € 10 AVG

den Pflichtbeitragszeiten gleichstellen wollen, denn hätte

er das ausdrücklich sagen müssen; das wäre hier nicht nur
"zweckmäßig" (BSG 13, 72), sondern geboten gewesen°

Hinzu kommt, daß genügend Gründe bestanden, in % 10 AVG

das Wiedergutmachungsprinzip gegenüber den für das Er—

fordernis der 60—monatigen Pflichtbeitragszeit maßgeben—

den Erwägungen (vgl° das Urteil vom 28° Juni 1966) zurück“

treten zu lassen. Der in Betracht kommende Schaden ist

hier die Verweigerung des Rechts zur freiwilligen Fort—

setzung einer früheren Pflichtversicherung„ Ein solcher

Schaden tritt infolge der Übergangsvorschrift des Art° 2

@ 5 Abs° 1 AnVNG bei denjenigen Verfolgten nicht ein, die

bis zum Inkrafttreten des AnVNG (1. Januar 1957) von dem
Recht der Weiterversicherung nach @ 21 AVG aF Gebrauch

gemacht hatten. Dafür bedurfte es nur einer Vorversiche—

rungszeit von 6 Monaten; Gebrauch gemacht war schon durch

Entrichtung nur eines freiwilligen Beitrags; hierzu hat—

ten die an der Weiterversicherung interessierten Verfolg—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ten nach dem Ende der Verfolgung, spätestens ab 1950

bis 1956 ausreichende Gelegenheit. Durch @ 10 AVG konn—

ten also nur die Verfolgten zu Schaden kommen, die die—

se Gelegenheit nicht wahrgenommen hatten° Ihnen brauchte

aber der auf eine generalisierende Betrachtungsweise an-

gewiesene Gesetzgeber in € 10 AVG keine Sonderstellung

einzuräumcn, zumal er gerade in dieser Vorschrift nun—

mehr dem Versioherungsprinzip wesentlich stärkere Gel—

tung als bisher verschaffen wollteo
' %

Zu einem Abgehen von seiner Rechtsansicht veranlassen

den Senat schließlich nicht die Ausführungen der Kläge—

rin zu Art° X des P?G—Schlußgesetzes vom 14„ September

1965. Diese Vorschrift gibt weiblichen Verfolgten und

den Ehefrauen von Verfolgten das Recht zur Weiterver—

sicherung dann, wenn ihnen in der NS—Zeit Beiträge we—

gen Heirat erstattet worden sind. Aus dem Inhalt und

den Auswirkungen dieser für einen begrenzten Verfolg—

tenkreis neu geschaffenen Sonderregelung lassen sich

für die Auslegung und Anwendung des @ 10 AVG keine Schlüs-

se ziehen (ebensowenig wie etwa aus Art. 2 € 50 AnVNC);

aus Art° X des BEG—Schlußgesetzes ergibt sich kein An—

haltspunkt dafür, daß der Gesetzgeber allgemein die Wei—

terversicherung auch den Verfolgten gestattet habe, die

über keine Pflichtbeitragszeit von 60 Monaten verfügen,

mit ihren Verfolgungszeiten jedoch eine Versicherungs—

zeit dieses Umfangs erreichen„

Die Revision ist daher als unbegründet zurüCkzuwei—
SGH.
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Kosten sind nicht zu erstatten (@ 193 SGG).
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